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Von Dr. Paul Skwarezynski. 
I. 
Die Vornahme einer eigenen Erhebung der Lage eines inner 
dem Umfange der Ortſchaft gelegenen Friedhofes iſt nicht immer 
eine weſentliche Form des Adminiſtrativverfahrens bei Erlaſſung 
der Verfügung, daß der betreffende Friedhof geſchloſfen werden foll. 

Der Verwaltuugsgerichtshof Führt in den Entſcheidungsgründen 
ſeines in den Nummern 39 und 40 de 1885 dieſer Zeitſchrift beſprochenen 
Erkenntniſſes vom 17. December 1883, 3. 2824, unter Anderem an, 
daß die autonomen Behörden den Ausſpruch wegen Schließung des 
Friedhofes ohne Erhebung der thatſächlichen Vorausſetzungen und ſelbſt⸗ 
ſtändige Prüfung der Sachlage, ſowie ohne Anwendung der maßgebenden 
Geſetze gethan haben, der Thatbeſtand alſo ſeiteus der autonomen 
Behörden gar nicht ſeſtgeſtellt wurde, daher eine weſentliche Form des 
Adminiſtrativverfahrens außer Acht gelaſſen worden it. 

Es iſt bereits in Nr. 40 de 1885 dieſer Zeitſchrift erwieſen 
worden, daß die Schließung eines Friedhofes Aufgabe der eigentlichen 
Verwaltung und nicht der Verwaltungsrechtspflege, daher ſelbe zu verfügen 
und nicht hierüber zu entſcheiden iſt, und daß dieſelbe blos vom Gemeinde⸗ 
vorſtande und nicht inſtanzmäßig von den autonomen Verwaltungs⸗ 
behörden überhaupt zu verfügen iſt. 


Mit Berückfichtigung dieſes Ergebniſſes läßt ſich aus dem berufenen 


Abſatze der Entſcheidungsgründe des verwaltungsgerichtlichen Erkenntniſſes 
nachſtehender Rechtsſatz ableiten: 

Die Vornahme einer förmlichen Erhebung der Lage 
eines Friedhofes von Seiten des Gemeindevorſtaudes iſt eine 
weſentliche Form des Adminiſtrativverfahrens bei Schließung 
von Friedhöfen. 


Man vergleiche die Abhandlung in den Nummern 39 und 40 des Jahr⸗ 
ganges 1885 dieſer Zeitſchrift, an welche ſich dieſe Erörterungen als ein Dazu⸗ 
gehöriges anſchließen. 


In dieſer Richtung iſt bereits in Nr. 39 de 1885 dieſer Zeit⸗ 
ſchrift dargethan worden, daß der Gemeindevorſtand in dem gegebenen 
Falle von den politiſchen Behörden zur Schließung des Friedhofes auf⸗ 
gefordert, daher verpflichtet war, die Aufforderung der überwachenden 
und mit der oberſten Leitung betrauten Behörde durchzuführen. Da es 
jedoch Aufgabe dieſes Aufſatzes iſt, die Richtigkeit des obigen Rechtsſatzes 
grundſätzlich zu erforſchen, ſo ſei — nur dieſes Zweckes halber von 
der Aufforderung der politiſchen Behörde abgeſehen und von der Vor— 
ausſetzung ausgegangen, als ob der Gemeindevorſtand aus eigenem Antriebe 
die Schließung des Friedhofes angeordnet hätte, 

Das in dieſer Beziehung bis nunzu geltende, mit Gubernial— 
verordnung vom 9. September 1784, 3. 21.027, Piller LXXV, kund⸗ 
gemachte Hofkanzleidecret vom 23. Auguſt 1784 verordnet ausnahmslos 
und unbedingt die Schließung aller „inner denn Umfange der Ortſchaften 


gelegenen Friedhöfe“. 


Bei Anwendung dieſer Geſetzesbeſtimmung beruht alſo die ganze 
Erhebung der thatſächlichen Voransſetzungen und ſelbſtſtändige Prüfung 
der Sachlage von Seiten der zur Schließung des Friedhofes berufenen 


Behörde auf Erlangung der Ueberzengung, ob der zu ſchließende Friedhof 


inner oder außer dem Umfange der Ortſchaft gelegen iſt. 

Gemäß 8 3, lit. d des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 68, iſt die Gemeinde berufen, im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe die 
Schließung von Friedhöfen zu verfügen. Die Gemeinde, rückſichtlich ihr 
Vollzugsorgau, der Gemeindevorſtand, verfügt ſomit bei Schließung von 
Friedhöfen mit Beobachtung der Geſetze nach freier Selbſtbeſtimmung 
und hat hiebei nur jene Förmlichkeiten unumgänglich zu beobachten, 
deren Erfüllung entweder durch eine ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung 
angeordnet iſt, oder an ſich eine unerläßliche Bedingung der fraglichen 
Verfügung bildet. 

Weder in dem bezogenen Hofkanzleidecrete vom 23. Anguſt 1784, 
noch auch in einem anderen Geſetze werden irgend welche Förmlichkeiten 


vorgeſchrieben, von deren Beobachtung die Giltigkeit der Verfügung, daß 


ein Friedhof geſchloſſen werden ſoll, abhängig ſein würde. Im Gegentheile 
wird in der Gubernialverordnung vom 15. Juli 1824, 3. 22.582, 
unter Berufung auf das bezogene Hofſkanzleidecret ausdrücklich angeordnet, 
daß Erhebungen in derlei Augelegenheiten mit der thunlichſt größten 
Sparſamkeit und unter Vermeidung aller überflüſſigen Koſten und Aus- 
lagen durchzuführen ſeien. 

Genaue Kenntniß der Sachlage iſt allerdings unerläßliche Bedin— 
gung einer jeden Adminiſtrativverfügung. Bei Schließung eines Fried⸗ 
Hofes auf Grundlage des bezogenen Hofkanzleidecretes vom 23. Auguſt 
1784 handelt es ſich jedoch blos um Kenntuiß des Umſtandes, ob der 
zu ſchließende Friedhof inner oder außer dem Umfange der Ortſchaft 
gelegen iſt. Dieſer Umſtand fällt von ſelber in die Augen und iſt 
ſomit jedem Gemeindeinſaſſen, daher auch den Mitgliedern des Gemeinde: 
vorſtandes, aus eigener Anſchauung und dem Gemeindevorſtande, als der 
Verwaltungsbehörde der Gemeinde, von Amtswegen bekannt. Protokolla⸗ 
riſche Erhebung und Durchführung einer eigenen Verhandlung von Seiten 


des Gemeindevorſtandes, um die Lage eines in der Gemeinde befindlichen 
Friedhofes zu erforſchen, iſt denngemäß für den Gemeindevorſtand keine 
unerläßliche Bedingung, um die ihm wohlbekauute Lage zur Grundlage 
einer zu treffenden adminiſtrativen Verfügung anzunehmen. 

Dagegen könnte wohl eingewendet werden, daß gegen eine dies⸗ 
fällige Verfügung des Gemeindevorſtaudes Berufungen an deu Gemeinde, 
Bezirks- und Landesausſchuß und gegen die Entſcheidung des Landes⸗ 
ausſchuſſes Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof angebracht werden 
können und die Erhebung der Sachlage durch den Gemeindevorſtand in 
der Art durchgeführt werden ſollte, um als Grundlage den Entſcheidungen 
der höheren autonomen Verwaltungsbehörden und dem Erkeuntniſſe des 
Verwaltungsgerichtshofes dienen zu können. 

Zur Widerlegung dieſer Einwendung wird jedoch hervorgehoben: 

a) daß vor Allem der erſten Beruſungsinſtanz, dem Gemeinde⸗ 
ausſchuſſe, immer und meistens auch der zweiten, dem Bezirksausſchuſſe, 
ebenſowohl wie dem Gemeindevorſtande aus eigener Wahrnehmung bekannt 
ſein dürfte, ob der zufolge Verfügung des Gemeindevorſtandes zu 
ſchließende Friedhof inner oder außer dem Umfauge der Ortſchaft gelegen 
iſt. Deshalb wäre es auch für dieſe Berufungsinſtanzen überflüſſig, daß 
der Gemeindevorstand in jedem einzelnen Falle behnfs Feſtſtellung der 
Lage des Friedhofes eine eigene Erhebung durchführen und erſt auf 
dieſer Grundlage ſeine Verfügung erlaſſen wollte. 

b) Sollte dem Landesausſchuſſe, beziehungsweiſe auch dem Bezirks⸗ 
ausſchuſſe, aus Anlaß der Auführungen der Berufung, oder auf einer 
anderen Grundlage die Lage des Friedhofes zweifelhaft erſcheinen, ſo 
könnte dieſem Uebelſtande durch Anordnung einer Nachtragserhebung 
abgeholfen werden. 

e) Der Verwaltungsgerichtshof hat aber zufolge des 8 6 des 
Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, in 
der Regel auf Grundlage des in der letzten adminiſtrativen Inſtanz 
angenommenen Thatbeſtandes zu erkennen, und nur im Falle, daß der 
Thatbeſtand acteuwidrig angenommen wurde, daß derſelbe in weſentlichen 
Punkten einer Ergänzung bedarf, oder daß weſentliche Formen des 
Adminiſtrativverfahreus außer Acht gelaſſen wurden, kann vom Verwal⸗ 
tungsgerichtshofe unter Aufhebung der angefochtenen Eutſcheidung die 
Behebung der Mängel angeordnet werden. Da aber, wie oben hervorgehoben 
wurde, für derlei Verfügungen feine beſonderen Formen vorgeſchrieben 
ſind, ſo hätte der Verwaltungsgerichtshof erſt dann gegründeten Anlaß, 
unter Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung die Ergänzung der 
Verhandlung anzuordnen, wenn im Zuge des Berufungsverfahrens gegen 
die von dem Gemeindevorſtande zur Grundlage der getroffenen Verfügung 


angenommene Lage des Friedhofes gegründete Bedenken vorgekommen 


wären, ohne durch eine Nachtragserhebung behoben worden zu ſein. 

d) Endlich darf auch der Umſtand nicht unbeachtet gelaſſen werden, 
daß in vielen Fallen gegen die Verfügung des Gemeindevorſtandes keine 
Berufung angebracht wird. Es iſt ſomit kein haltbarer Grund vorhanden, 
die Erfüllung einer durch kein ausdrückliches Geſetz vorgeſchriebenen 
Förmlichkeit blos aus dem Grunde zu verlangen, weil in einem möglichen 
Berufungsverfahren der Fall eintreten köunte, daß zur Fällung einer 
Entſcheidung über die etwa einzubringende Berufung eine eigene Erhebung 
in dieſer Richtung erforderlich ſein ſollte. 


Deshalb bildet die Durchführung einer eigenen Ver— 
handlung behuſs Feſtſtellung der Lage eines Friedhofes inner 
dem Umfange der Ortſchaft kein unerläßliches Erforderniß 
der vom Gemeindevorſtande zu treffenden Verfügung, daß der 
Friedhof geſchloſſen werden ſoll. 


Die Frage aber, ob eine derartige Erhebung zur Fällung 
der Entſcheidung durch den Landes-, bezüglich auch durch den 
Bezirksausſchuß über eine gegen eine derartige Verfügung 
des Gemeindevorſtandes im Juſtanzenzuge angebrachte Beru— 
fung nothwendig iſt, hängt von den beſonderen im gegebenen 
Falle obwaltenden Umſtänden ab, und es kann auf Grund 
derartiger beſonderer, im gegebenen Falle obwaltender Um⸗ 
ſtände entſchieden werden, ob die Durchführung einer eigenen 
Erhebung der Lage des Friedhofes ein unerläßliches Erforderniß 
der Fällung der Entſcheidung von Seiten der höheren 
autonomen Verwaltungsbehörden über eine gegen die dies⸗ 
fällige Verfügung des Gemeindevorſtandes angebrachte 
Berufung bilde, oder aber nicht. 
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vom Gemeindevorſtande am 18. Jänner 1880, 3. 19, 


Vorwurfe gemacht werden, 


II. 
Iſt die Frage, ob ein Ausſpruch der Verwaltungsbehö 
N f ein; Re‘ gsbehörde ohne 
Erhebung der thatſächlichen Vorausſetzungen, ohne ſelbſtſtändige 
Prufung der Sachlage und ohne Anwendung der maßgebenden 
Geſetze erlaſſen wurde, eine Rechts- oder eine Thatbeſtandsfrage? 


Das in den vorausgegangenen Aufſätzen beſprochene Erkenntniß 
des Verwaltungsgerichtshofes vom 17. December 1883, 8. 2824, hat 
die Angelegenheit wegen Schließung des iſraelitiſchen Friedhofes in Z. 
zur Behebung der Mängel und neuen Entſcheidung an den galiziſchen 
Landesausſchuß zurückgeleitet. ö f 

Auf dieſer Grundlage hat der Landesausſchuß die Lage des 
genannten Friedhofes und deſſen Rückwirkung auf ſanitäre Zuſtände 
erhoben, hierauf aber mit Enutſcheidung vom 8. Auguſt 1884, 3. 40,342 
dem Recurſe des iſraelitiſchen Cultusvorſtaudes zu Z. gegen den Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes zu P. vom 19. Mai 1880, 8. 426, wodurch 
der Beſchluß des Gemeindeausſchuſſes vom 18. Februar 1880 und die 
augeordn 
Schließung des fraglichen Friedhofes aufrecht erhalten wurden, en 
keine Folge gegeben. 

5 Der Verwaltungsgerichtshof hat jedoch über Beſchwerde des 
iſraelitiſchen Cultusvorſtandes zu Z. mit Erkenntuiß vom 23. April 


1885, 3. 950, auch dieſe Entſcheidung des Landesausſchuſſes nach § 7 
des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, 


aus nachſtehenden Gründen aufzuheben befunden: 
1 „Aus den im April und Juli 1884 gepflogenen Erhebungsacten 
iſt zu entnehmen, daß die beiden Sanitätsperſonen Dr. W. und Dr. L. 
principiell darin übereinſtimmen, daß der iſraelitiſche Friedhof in Z 
als A 1 05 Lebenden gar keine Gefahr bildet. 7 
„Wenn Dr. S. deſſenungeachtet findet, daß der iſraelitiſche Frie 
in 0055 geſundheitsſchädlich ſei, ſo geſchieht dies aus a sm a 
Iſraeliten gewiſſe Außerachtlaſſungen ſanitätspolizeilicher Vorſchriften zum 
e N Dr. ©. für „wahrſcheinlich“ hält. 
ff n 2 1 105 von jechft ein, daß die Beſorgniſſe einer Außeracht⸗ 
ung ſanita polizeilicher Vorſchriften, ſelbſt wenn ſie auf erwieſenen 

Thatſachen baſiren würden, noch nicht geeignet wäre, die Sanitäts⸗ 
widrigkeit des Friedhofes als ſoſchen zu begründen, zumal die Beob 
achtung der Sanitatsvorſchriften ſtets im geeigneten Wege erzwung en 
werden muß. Nun beruhen aber die im Gutachten a 
Beſorgniſſe der Sanitätswidrigkeit nicht etwa auf couſtatirten That⸗ 
ſachen, ſondern auf einigen „den Iſraeliten gemachten Vorwürfen“ 
welche dieſelben läugnen, welche aber im Gutachten für „wahrfcheinlich“ 
gehalten werden. Ein Gutachten wie das vorliegende vom 30. Inli 
1884, das nur auf „Vorwürfe“ und „Wahrſcheinlichkeiten“ geſtützt 
wird, kaun nicht geeignet erſcheinen, eine Eutſcheidung vom Sanitäts⸗ 
ſtandpunkte zu rechtfertigen. 

„In Betreff der Lage des Friedhofes iſt Folgendes zu erinnern: 

„Daß unter dem im hier ansſchließlich maßgebenden Hofdecrete 
vom 23. Auguſt 1784 (Piller's Geſetz Sammlung. LXXV) ge- 
brauchten Ausdrucke „Ortſchaft“ nicht das ganze Gebiet einer Orts 
gemeinde auch in ihrem gänzlich häuſerfreien Theile angeſehen 
werden kann, ergibt ſich ſchon aus der Erwägung, daß bei anderer 


Auslegung für einen Friedhof überhaupt kein Raum vorhanden wäre. 


„Ob aber ein Friedhof in einem conereten Falle als „inner 
dem Umfange der Ortſchaft“ gelegen anzuſehen ſei, wird ſtets die Frage 
des Thatbeſtandes bilden. 

„Zur Erhebung eines ſolchen genügt es aber keineswegs, die 
Lage des Friedhofes in Bezug auf die nächſten denſelben umgeben— 
den Wohn- und Wirthſchaftsgebäude zu ſkizziren, wie dies bei 
den Erhebungen vom April und Juli 1884 geſchehen iſt, ſondern es 
muß vor Allem die Lage des Friedhoſes im Verhältniß zu der eigent- 
lichen Ortſchaft, wie hier zu dem Marktorte Z., in Betracht gezogen 
werden. Zwar kommt im Gutachten vom 31. Juli 1884 ein Situations⸗ 
plan vor, wo auch das „Städtchen Z.“ eingezeichnet erſcheint; dieſer 
Idealplan ſteht aber weder im Einklauge mit der Beſchreibung der 
Lage im Protokolle vom 30. Juli 1884, wo von dem Städtchen eine 
Erwähnung nicht geſchieht, noch auch mit dem bei der am 23. April 
1884 gepflogenen Erhebung rectificirten Situationsplane, iſt von einer 
Sanitätsperſon, alſo nicht von einem techniſchen Sachverſtändigen an⸗ 
gefertigt, und erſcheint auch von Niemandem unterſchrieben. 

„Abgeſehen, daß nach dem Vorausgelaſſenen das ſo durchgeführte 
Verfahren keine hinreichende Grundlage für eine Eutſcheidung bilden 


konnte, vermochte der Verwaltungsgerichtshof in eine meritoriſche Eut- | 


ſcheidung des Falles ſchon deshalb nicht einzugehen, weil die angefochtene 
Landesausſchußentſcheidung aus folgender Erwägung als im Geſetze be— 
gründet uicht angeſehen und nach § 7 des Geſetzes vom 22. October 
1875 aufgehoben werden mußte. 

„Die in der Sache bereits früher ergangene Entſcheidung des 
galiziſchen Landesausſchuſſes vom 18. Mai 1883, 8. 23.022, iſt mit 
dem hiergerichtlichen Erkenntniſſe vom 17. December 1883, 8. 2824, 
wegen mangelhaften Verfahrens deshalb aufgehoben worden, weil die 
Frage, ob der iſraelitiſche Friedhof in Z. geſchloſſen werden ſoll, oder 
nicht, von den autonomen Verwaltungsbehörden unter Beobachtung der 
diesbezüglich maßgebenden Geſetze, Erhebung und Würdigung der that— 
ſächlichen Vorausſetzungen ſelbſtſtändig zu entſcheiden war, während die 
autonomen Behörden, von der irrthümlichen Vorausſetzung ausgehend, 
es ſei ihnen von Seiten der politiſcheu Behörden der Auftrag zu Theil 
geworden, die Schließung des Friedhofes bedingungslos auszusprechen, 
dieſen Ausſpruch ohne Erhebung der thatſächlichen Vorausſetzungen und 
ſelbſtſtändige Prüfung der Sachlage, ſowie ohne Anwendung der maß— 
gebenden Geſetze gethan haben. 

„Wenn es anch richtig iſt, daß die im Grunde des § 6 des 
Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, 
geſchöpften Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes den Verwaltungs⸗ 
behörden die Art und Weiſe, wie die conſtatirten Mängel des Ber- 
fahrens zu beſeitigen ſind, nicht vorſchreiben, ſo iſt doch nicht zu ver— 
kennen, daß, wo dieſer Weg ſchon geſetzlich vorgeſchrieben wird, die freie 
Wahl der zur Behebung der Mängel führenden Mittel nicht eintreten kann. 

„Nachdem im vorliegenden Falle mit dem obceitirten hiergericht— 
lichen Erkeuntniſſe ausdrücklich couſtatirt worden war, daß in der Sache 
eine inſtanzmäßige ſelbſtſtändige Eutſcheidung der autonomen Behörden 
un Sinne des § 3, lit. d des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 68, nicht vorlag und der Verwaltungsgerichthof dieſen Mangel als 
die Außerachtlafſung einer weſentlichen Form des Adminiſtrativverfahrens 
erkannte, fo war die Sanirung des Gebrecheus im Verfahren nicht anders 
möglich, als nur unter ſtrenger Beobachtung der Beſtimmung des in 
jenem Verwaltungsgerichtshoferkenntniſſe bereits berufenen § 3, lit. d 
des Sanitätsgeſetzes, welcher die Angelegenheiten in Betreff Ueberwachung 
der Begräbnißplätze als im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde 
gelegen bezeichnet. — Dieſe war daher in erſter Linie berufen, mit 
einer ſelbſtſtändigen Entſcheidung in der Sache vorzugehen, — und da 
dies nicht geſchehen iſt und die im hiergerichtlichen obeitirten Erkenntniſſe 
couſtatirte Außerachtlaſſung der weſentlichen Form des Adminiſtrativ 
verfahreus dadurch, daß der Landesausſchuß nach gepflogenen Erhebungen 
ſofort ſelbſt in der Sache entſchieden hat, — in keiner Weile behoben, 
vielmehr durch dieſen Vorgang der beſchwerdeführenden Partei der 
geſetzlich geregelte Iuſtaunzenzug benommen wurde, ſo ſtellt ſich die an— 
gefochtene Entſcheidung ſowohl vom Standpunkte des Adminiſtrativ⸗ 


verfahrens, als auch vom Standpunkte des Geſetzes vom 22. October 
1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, (8 7) als geſetzwidrig dar und 


mußte als ſolche aufgehoben werden.“ 

Die Würdigung, ob und inwieferue dieſes verwaltungsgerichtliche 
Erkenntniß aus dem Standpunkte des Verwaltungsverfahrens gerecht⸗ 
fertigt ſei, wird ſpäteren Beſprechungen vorbehalten, gegenwärtig 
aber blos der Vorwurf, daß die Landesausſchußentſcheidung vom 
8. Auguſt 1884, 3. 40.342, dem Geſetze vom 22. October 1875 
widerſtreite, in Erwägung gezogen. 

Der Verwaltungsgerichtshof räumt zwar in ſeinen Entſcheidungs⸗ 
gründen ſelbſt ein, daß „die im Grunde des 8 6 des Geſetzes vom 
22. October 1875 . .. geſchöpften Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes den Verwaltungsbehörden die Art und Weiſe, wie die conſtatirten 
Mängel des Verfahrens zu beſeitigen ſind, nicht vorſchreiben“, — meint 
jedoch, daß, „wo dieſer Weg geſetzlich vorgezeichuet wird, die freie Wahl 
der zur Behebung der Mängel führenden Mittel nicht eintreten kann“, 
und daß „unter ſtrenger Beobachtung der Beſtimmung des .. . . § 3, 
lit. d des Sauitätsgeſetzes ... die Gemeinde .. . in erſter Linie berufen“ 
war, „mit einer ſelbſtſtändigen Entſcheidung in der Sache vorzugehen.“ 

Das Geſetz jedoch, welchem die Annahme des Landesausſchuſſes, 
daß die unteren autonomen Behörden in dieſer Angelegenheit 
bereits ſchon früher ſelbſtſtändig entſchieden haben, widerſtreiten 
würde, wird vom Verwaltungsgerichtshofe nicht ausdrücklich bezeichnet. 
Aus der Anführung, daß die betreffende Landesausſchußentſcheidung 
„vom Standpunkte des Geſetzes vom 22. October 1875 .. . . (8 7) 
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als geſetzwidrig“ erklärt wird, iſt zu entnehmen, daß zufolge der in 
den Entſcheidungsgründen des Verwaltungsgerichtshoferkenntniſſes vom 
23. April 1885, 3. 950, ausgeſprochenen Anſchauungen das Geſetz 
vom 22. October 1875 der Verwaltungsbehörde die freie Wahl der 
Mittel, welche zur Behebung der in einem unter Anwendung des § 6 
dieſes Geſetzes erfloſſenen Verwaltungsgerichtshoferkenntniſſe conſtatirten 
Mängel des Adminiſtrativverfahreus zu führen haben, benehmen ſoll. 

In 8 6 dieſes Geſetzes iſt wohl offenbar keine Anordnung enthalten, 
welche zu einem derartigen Schluſſe Anlaß geben köunte. Dagegen wird 
im § 7 angeordnet, daß die Verwaltungsbehörden in ihren weiteren 
Verfügungen an die Rechtsanſchauung gebunden find, von welcher 
der Verwaltungsgerichtshof bei einem Erkenntniſſe ausgegangen iſt. 

Der Umſtand, daß der Verwaltungsgerichtshof in feinen Entſchei⸗ 
dungsgründen den betreffenden §8 7 des Geſetzes vom 22. October 1875 
als durch die behobene Landesausſchußeutſcheidung verletzt bezeichnet, 
berechtigt zum Schluſſe, daß auch die vom Verwaltungsgerichtshofe in 
einem unter Anwendung des 8 6 dieſes Geſetzes erlaſſenen Erkenutniſſe 
ausgeſprochene Rechtsauſchauung die Verwaltungsbehörde in ihren 
weiteren Verfügungen binden ſoll. 

Bei dieſer Sachlage fließt unter analoger Anſwendung der 
Anordnung des § 7 des bezogenen Geſetzes auf Entſcheidungen, welche 
unter Anwendung des § 6 erlaſſen wurden, aus deu obigen verwaltungs— 
gerichtlichen Eutſcheidungsgründen der Rechtsſatz: 

Die Frage, ob ein Ausſpruch der Verwaltungs behörde 
ohne Erhebung der thatſächlichen Vorausſetzungen, ohne ſelbſt— 
ſtändige Prüfung der Sachlage und ohne Anwendung der 
maßgebenden Geſetze erlaſſen wurde, iſt eine Rechts- und 
keine Thatbeſtandsfrage. 

Eine derartige Anſchauung widerſtreitet jedoch den grundſätzlichen 
Begriffen des zwiſchen einer Rechts- und einer Thatbeſtaudsfrage obwaltenden 
Unterſchiedes. Es iſt vielmehr dermaßen über jeden Zweifel erhaben, daß 
nur der Inhalt einer verwaltungsgerichtlichen Entſcheidung 
und die hierauf bezughabenden Voracten der Verwaltungsbehörde, 
keineswegs aber die Berufung von was immer für Geſetzesbeſtimmungen, 
noch viel weniger hieraus abgeleitete Rechtsdeductionen hierüber Aufſchluß 
zu geben vermögen, ob ein Ausſpruch der Verwaltungsbehörde „ohne 
Erhebung der thatſächlichen Vorausſetzungen, ohne ſelbſtſtändige Prüfung 
der Sachlage und ohne Anwendung der maßgebenden Geſetze erlaſſen 
wurde,“ daß es überflüſſig wäre, die Unhaltbarkeit des obigen Rechts— 
ſatzes ausführlich auseinanderzuſetzen, es iſt vielmehr: 

die Frage, ob ein Ausſpruch der Verwaltungsbehörde 
ohne Erhebung der thatſächlichen Vorausſetzungen, ohne 
ſelbſtſtändige Prüfung der Sachlage und ohne Anwendung der 
maßgebenden Geſetze erlaſſen wurde, eine Thatbeftandsfrage 
und keine Rechtsfrage. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Aufſtellen von Bienenſtöcken auf fremdem Grunde ohne 
Erlaubniß des Grundeigenthümers bildet keine Beſitzſtörung. 
(Patent vom 8. April 1775, Abſ. 9.) 

Das Begehren um Erkenntniß: „Geklagter habe ſich dadurch, daß 
er Ende Juli 1885 auf dem Hofe des Klägers drei Bienenhütten errichtete 
und mit ungefähr 100 bevölkerten Bienenſtöcken beſetzte, ſowie am Orte 
der Errichtung weiter ſtehen hatte, einer Störung des ruhigen Beſitzes 
und Genuſſes des Klägers ſchuldig gemacht; habe ſich jeder weiteren 
derartigen Störung bei einem Pönale von 20 fl. für den Wiederholungs⸗ 
fall zu enthalten und binnen gerichtlich zu beſtimmender Friſt den vorigen 
Stand durch Wegräumen der Bienenhütten wiederherzuſtellen,“ wurde 
abgewieſen. Dieſer Beſcheid beruht auf nachſtehenden Erwägungen: Vor 
Allem ergab ſich für das Gericht die Nothwendigkeit, den Rechtsbeſtaud 
des vom Geklagten citivten Patentes der Kaiſerin Maria Thereſia vom 
8. April 1775 zu prüfen und deſſen authentiſchen Text feſtzuſtellen. 
Ueber Anfrage des Gerichtes hat das k. k. Oberlandesgericht in Wien 
demſelben eröffnet, daß dieſes Patent in der Sammlung der Geſetze 
und Verordnungen vom Jahre 17401780, Bd. VII, Nr. 1680, 
S. 206 enthalten und ſeinerzeit für Oeſterreich und Mähren erlaſſen 
worden, daß ſeither eine Verordnung von allgemeiner Giltigkeit nicht 
erfloſſen ſei und lediglich ein Hofdecret vom 30. Juni 1796 für Kärnten, 
dann das küſtenländiſche Landesgeſetz vom 18. Juni 1879 für Görz 


und Gradiska, L. G. Bl. Nr. 13, ähuliche Beſtimmungen getroffen 
haben. Der Text des Patentes vom 8. April 1775, Abſ. 9, lautet unn 
folgendermaßen: „Iſt dem Bieneneigenthümer ſeine Bienenſtöcke auch 
auf die Weide, zum Beiſpiele auf die am Ende des Sommers blühenden 
Haidefelder, ohne Hinderniß des Grundeigenthümers zu führen geſtattet, 
doch iſt dieſer Gebrauch ohne allen Schaden des Eigenthümers des 
Grundes zu pflegen und demſelben für den unſchädlichen Gebrauch ein 
billiges, jedoch 2 kr. nicht überſteigendes Weidegeld abzunehmen, doch 
alſo, daß ſowohl die Hütte als die Bewachung dem Eigenthümer der 
Bienenſtöcke beſonders obliege.“ Aus dem Wortlaute dieſer Verordnung 
ergibt ſich nun wohl unzweifelhaft, daß dieſelbe eine Einwilligung des 
Grundeigenthümers zur Aufſtellung der Bienenſtöcke wicht vorausſetzt, 
ſondern im Gegentheile von derſelben gänzlich abſieht. Die beiden anderen 
oben eitirten Verordnungen unterſcheiden ſich in Bezug auf dieſe Frage 
von der älteſten nur infoferne, als fie die Aufſtellung der Bienenſtöcke 
von deu Anordnungen der Gemeindevorſteher, beziehungsweiſe anderer 
Organe der politiſchen Verwaltung abhängig machen, aber auch in dieſer 
iſt von der Einwilligung des Grundeigenthümers als ſolchen nicht die 
Rede. Aus der Betrachtung dieſer Verordnungen ergibt ſich daher 
unzweifelhaft, daß fie zu der großen Reihe jener geſetzlichen Beſtimmun— 
gen gehören, durch welche aus Rückſichten allgemeiner politiſcher 
Natur Beſchränkungen bezüglich der Ausübung des Eigenthumsrechtes 
getroffen werden ($ 364 a. b. G. B.). Hiemit iſt zugleich auch die 
Frage der Giltigkeit des Patentes vom 8. April 1775 eutſchieden, da 
es durch keine nachfolgende Verordnung aufgehoben, gegenüber dem 
allg. bürg. Geſetzbuche aber durch das Kundmachungspatent Abſ. 8 
ausdrücklich in Wirkſamkeit erhalten erſcheint. Es erübrigt daher nur 
noch, hinzuzufügen, daß das, was in dieſem Falle dem Eigenthümer 
gegenüber gilt, natürlich auch, wo es ſich blos um die Frage des 
Beſitzes haudelt, maßgebend ſein muß. 

Das Oberlandesgericht beſtätigte dieſen Beſcheid in der Erwägung, 
daß die Wirkſamkeit des kaiſ. Patentes vom 8. April 1775, mit welchem 
Vorſchriften zur Förderung der Bienenzucht erlaſſen wurden, mit Rückſicht 


auf Abſatz 8 des Kundmachungspatentes zum allgemeinen bürgerlichen 


Geſetzbuche und darauf, daß dasſelbe durch kein ſpäteres Geſetz behoben 
wurde, außer Zweifel ſteht; daß nach dieſem Patente das Aufſtellen 
von Bienenftöcden auf fremdem Grunde ohne Hinderniß des Grund 
eigenthümers geſtattet iſt, daher darin, daß der Geklagte ohne die 
Erlaubniß des Klägers einzuholen, feine Bienenſtöcke auf deſſen Grund 
aufgeſtellt hat, eine Beſitzſtörung nicht erblickt werden kann, der Kläger 
den Umſtand, daß der fragliche Grund ein Brachfeld ſei, wicht wider 
ſprochen hat, übrigens, wenn die Aufſtellung zur Unzeit erfolgt wäre, 
der Kläger Abhilfe bei der politiſchen Behörde zu ſuchen hätte. — In 
dem dawider vom Kläger ergriffeuen a. o. Reviſionsrecurſe wird angeführt: 
Ueber die Richtigkeit der Vorausſetzung, daß das Patent vom 8. April 
1775 noch in Wirkſamkeit ſtehe, müſſen billigerweiſe Zweifel entſteheu. 
Bei der Redaction des allg. bürg. Geſetzbuches beſtand das Patent vom 
8. April 1775 nnr noch bruchſtückweiſe, da die mit dieſem Patente 
gefchaffeneit Lehrämter für Bienenzucht mit Hofdecret vom 31. October 
1781 wieder aufgehoben und hiedurch die Art. und VI des Patentes 


hinfällig wurden. Was von demſelben privatrechtlich noch in Betracht 
5 R. G. Bl. 


fallen ſollte, wurde in das allg. bürg. Geſetzbuch hinübergenommen, ſo 
die Beſtimmung des Art. XIV über das Schwarmrecht, die ſich im 
§ 384 a. b. G. B. unweſentlich modificirt wiederfindet, ſo Mie, SV 
über den Honigraub, welcher durch 8 383 a. b. G. B. aufrecht erhalten 
erſcheint. Nach der Logik dieſer Geſetzgebungswweiſe mußte, wenn die 
abnorme Beſtimmung des Art. IX obigen Patentes aufrecht erhalten 
werden wollte, bei 88 354 oder 362 und folgenden entweder der 
Art. IX des genaunten Patentes dem Sinne nach eingeſchaltet werden, 
oder es mußte wenigſteus eine ähnliche Bezugnahme wie im § 383 
a. b. G. B. auf die politiſchen Geſetze rückſichtlich der Wanderbienen 
platzgreifen. Keines von Beiden iſt der Fall. Es kann daher nur deducirt 
werden, daß Art. IX des nur für Niederöſterreich und Mähren gegeben 
geweſenen Patentes vom 8. April 1775 als ein auf die Gegenſtände 
allg. bürg. Rechtes, nämlich das Eigenthumsrecht, ſich indirect mitbezie⸗ 
beides Geſetz durch Art. IV des Kundmachungspatentes zum bürgerlichen 
Geſetzbuche außer Wirkſamkeit geſetzt wurde. Wäre aber auch der Art. IX 
des Patentes vom 8. April 1775 noch wirkſam, ſo hatte doch der 
Geklagte ohne Schaden des Grundeigenthümers vorzugehen; daß dieſer 
durch die Aufſtellungsart in der Arbeit und in der Ueberſicht gehindert 
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außer Betracht bleiben kann. Es wird gebeten, dem Klagebegehren 
ſtattzugeben. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof fand jedoch mit Entſcheidung vom 
18. November 1885, Z. 13.084, dem a. o. Reviſiousrecurſe des 
Klägers keine Folge zu geben, weil in deu beiden untergerichtlichen Ent: 
ſcheidungen mit Rückſicht auf deren Begründung und im Hinblicke auf 
die Beſtimmung des Abſatzes 8 des Kundmachungspatentes vom 1. Juni 
1811 zum allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche weder eine Nichtigkeit, 
noch eine offenbare Ungerechtigkeit erſehen kann, fonach die Bedingungen 
fehlen, unter welchen nach dem Hofdecrete vom 15. Februar 1833, 
J. G. S. Nr. 2593, mit einer Abänderung gleichförmiger Entſchei— 
dungen vorgegangen werden kann. N Ger.⸗Ztg. 


Titeratur. 


Dr. Ferdinand Schufter, Regierungsrath: Commentar zum 
Geſetze über das Verfahren außer Streitſachen. Allgemeine An— 
ordnungen. — Verlaſſenſchaftsabhandlung. Mit einem Anhange über 
die Nachlaßgebühren. Dritte, neu bearbeitete Auflage. Wien 1866. Manz. 


Dieſer in Fachkreiſen mit Recht beliebte Commentar, welcher nunmehr 
bereits in dritter Auflage erſcheint, welche gleich der im Jahre 1878 erſchie— 
nenen zweiten thatſächlich alle ſeither hinzugekommenen Umgeſtaltungen und 
Richtigſtellungen des bezüglichen Rechtsſtoffes, ſowie die einſchlägigen Normen 
und Rechtsſprüche da, wo gehörig eingereiht, beinhaltet — hat insbeſondere im 
Anhange II „Internationale Rechtsbehandlung“ und im Anhange IV „Nachlaß⸗ 
gebühren“ auf Grund des amtlichen Unterrichtes und der neuen, vom k. k. 
Finanzminiſterium ſoeben erſt veranlaßten Ausgabe des Gebührengeſetzes weſent⸗ 


liche Bereicherungen erfahren — iſt auch ſonſt in faſt allen Partien einer neuer⸗ 


lichen, dem jüngften Stande der Forſchung entſprechenden Bearbeitung gründlich 
unterzogen worden, weshalb wir die Beachtung der Praktiker auch auf dieſe 
dritte Auflage zu lenken nicht unterlaſſen. R. 


Geſetze und Berordnungen. 
1885. II. Semeſter. 
Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini— 
ſteriums für die im Reichs rathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Nr. 18. Ausgeg. am 4. Juli. Allgemeines. Vormerkbehandlung 
der Gegenſtände für die internationale Arbeitsausſtellung in Paris im Jahre 


1885. Z. 19.515. 24. Juni. — Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Abdruck von Nr. 97, 98, 96 R. G. Bl. 


Nr. 19. Ausgeg. am 24. Juli. — Allgemeines. Umwandlung des 
königlich ungariſchen Nebenzollamtes I. Claſſe in Raka in ein Nebenzollamt 
II. Claſſe. Z. 20.831. 7. Juli. — Indirecte Abgaben und Staats- 


monopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 23. Juli 1885, wo⸗ 


mit für den Monat Auguſt 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Ver— 


wendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 2969 F. M. 
Nr. 20. Ausgeg. am 25. Juli. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 95 


Nr. 21. Ausgeg. am 31. Juli. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 101 
R. G. Bl. — Vermittlung auswärtiger Caſſen bei theilweiſer Freiſchreibung von 
Militär⸗Heiratscautionen. Z. 17.240. 27. Juni. — Abdruck von Nr. 104 
R. G. Bl. — Caſſa⸗ und Verrechnungsweſen. Einſtellung der gerichtlich 
hinterlegten Urkunden, welche weder öffentliche Obligationen noch Privatſchuld⸗ 
Urkunden ſind, in den Depoſitenjournalen. Z. 5320. 16. Juli. 

Nr. 22. Ausgeg. am 11. Auguſt. —Indirecte Abgaben und Staats- 
monopole. Abdruck von Nr. 107 R. G. Bl. 

Nr. 23. Ausgeg. am 22. Auguſt. — Allgemeines. Abdruck von 
Nr. 110, 112 R. G. Bl. — Indirecte Abgaben und Staats monopole. 
Abdruck von Nr. 111 R. G. Bl. — Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums 
vom 19. Auguſt 1885, womit für den Monat September 1885 das Aufgeld 
beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zoll— 
gebühren zu entrichten iſt. Z. 3392⸗F. M. — Abdruck von Nr. 113 R. G. Bl. 

Nr. 24. Ausgeg. am 1. September. — Allgemeines. Auflaſſung des 
ſelbſtſtändigen Tabak⸗ und Stempelverſchleiß⸗Magazines, zugleich Bezirksökono⸗ 
mates in Innsbruck. Z. 23.851. 18. Auguſt. — Abdruck von Nr. 115 R. G. Bl. 
— In directe Abgaben und Staatsmonopole. Abdruck von Nr. 119, 


war, iſt eine Schädigung, die bei der jetzigen inteufiven Wirthſchaft nicht 117, 118 R. G. Bl. 


Nr. 25. Ausgeg. am 14. September. — Allgemeines. Abdruck von 
Nr. 124 R. G. Bl. Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 130, 126, 127 R. G. Bl. 

Nr. 26. Ausgeg. am 22. September. — Indirecte Abgaben und 
Staatsmonopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Sep⸗ 
tember 1885, womit für den Monat October 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, 
welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten 
iſt. Z. 3753-5. M. 

Nr. 27. Ausgeg. am 8. October. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 142, 
137 R. G. Bl. — Abänderung des im § 47 der Inſtruction über die Behand⸗ 
lung des cumulativen Waiſenvermögens vom 24. Juni 1859 (R. G. Bl. Nr. 123) 
vorgeſchriebenen Formulars Nr. 14 für den Ausweis des Activſtandes au öffent⸗ 
lichen Obligationen. Z. 29.927. 29. September. 

Nr. 28. Ausgeg. am 17. October. — Allgemeines. Geſtattung des 
Tragens eines Revolvers ſeitens der mit der Grenzüberwachung betrauten Finanz- 
wache⸗Oberen. Z. 27.163. 6. October. Indirecte Abgaben nnd Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 144, 145, 146, 147 R. G. Bl. Eaſſe⸗ und 
Werrechnungsweſen. Diätenaufrechnung der Finanzbeamten für die Vor⸗ 
nahme von Stempelreviſionen oder anderen Commiſſionen außer dem Dienſtorte. 
3. 28.792. 25. September. 

Nr. 29. Ausgeg. am 24. October. — Indirecte Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 150 R. G. Bl. — Verordnung des k. k. Finanz⸗ 
miniſteriums vom 22. October 1885, womit für den Monat November 1885 
das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung 
der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 4246⸗F. M. 

Nr. 30. Ausgeg. am 11. November. — Allgemeines. Abdruck von 
Nr. 155, 154 R. G. Bl. — Indirecte Abgaben und Staats monopole. 
Abdruck von Nr. 153, 151 R. G. Bl. 

Nr. 31. Ausgeg. am 20. November. — Allgemeines. Abdruck von 
Nr. 159, 160 R. G. Bl. — In direete Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 161 R. G. Bl. — Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums 
vom 17. November 1885, womit für den Monat December 1885 das Aufgeld 
beſtimmt wird, welches bei Berwendung von Silber zur Zahlung der Boll- 
gebühren zu entrichten iſt. Z. 4723-5. M. 

Nr. 32. Ausgeg. am 4. December. — In directe Abgaben und 
Staatsmonopole. Einführung eines neuen Formulars für die Verrechnung 
der Eiſenbahn-Frachtbriefe. Z. 31.301. 29. November. 

Nr. 33. Ausgeg. am 19. December. — Allgemeines. Abdruck von 
Nr. 165 R. G. Bl. 

Nr. 34. Ausgeg. am 20. December. — Indirecte Abgaben und 
Staatsmonopole. Ausfolgung von aus dem Auslande einlangenden Giften 
an Privatperſonen. Z. 35.965. 30. November. 

Nr. 35. Ausgeg. am 22. December. — Indirecte Abgaben und 
Staatsmonopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. December 
1885, womit für den Monat Jänner 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, 
welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten 
iſt. Z. 5204⸗F. M. 

Nr. 36. Ausgeg. am 31. December. — Allgemeines. Auflaffung der 
Zollamtsexpoſitur zu Caſtel⸗Teſino. Z. 38.250. 18. December. Indirecte 
Abgaben und Staatsmonopole. Abdruck von Nr. 169 R. G. Bl. 
Vormerkbehandlung der Gegenſtände für die im Jahre 1886 in Wien ſtatt⸗ 
findende ornithologiſche Ausſtellung. Z. 40.131. 24. December. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 


XIII. Stück. Ausgeg. am 1. Juli. — Nr. 28. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 22. Juni 1885, 8. 1857, mit welcher 8 18 der 
Schul- und Unterrichtsordnung vom 20. Auguſt 1870, 3. 7648, für die all- 
gemeinen Volksſchulen und für die Bürgerſchulen abgeändert wird. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 15. Juli. — Nr. 29. Erlaß des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 2. Juli 1885, Z. 11.100, an ſämmtliche Landesſchul⸗ 
behörden, betreffend die Competenz zur Entſcheidung über die Zulaſſung der 
an Uebungsſchulen in Verwendung ſtehenden Candidaten zur Lehrbefähigungs⸗ 
prüfung für allgemeine Volksſchulen oder für Bürgerſchulen. 

XV. Stück. Ausgeg. am 1. Auguſt. — Nr. 30. Verordnung des Mini⸗ 
ſters für Cultus und Unterricht vom 23. Juli 1885, 8. 11.853, womit der 
Gebrauch gegitterter (quadrirter) Schreibmaterialien in den Schulen verboten 
wird. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 15. Auguſt. — Nr. 31. Verordnung des Mini- 
ſters für Cultus und Unterricht vom 1. Auguſt 1885, Z. 13.996, womit einige 
Vorſchriften über die theoretiſchen Staatsprüfungen abgeändert werden. 
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Nr. 32. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 17. Juli 1885, 
3. 11.782, an die Decanate ſämmtlicher mediciniſchen Facultäten, betreffend die 
Hintanhaltung eines Mißbrauches, beziehungsweiſe einer zu weit gehenden An⸗ 
wendung der Verſuche an lebenden Thieren (Viviſectionen). — Nr. 33. Erlaß 
des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 19. Juli 1885, 8. 13.408, an 
die Decanate ſämmtlicher rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultäten, betreffend 
die an den rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultäten ſtudirenden Ausländer. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 1. September. — Nr. 34. Verordnung des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 6. Auguſt 1885, Z. 4796, an ſämmt⸗ 
liche k. k. Landesſchulbehörden, betreffend das Verbot, den Schulbüchern Annoncen 
beizugeben. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 15. September. — Nr. 35. Erlaß des Mini⸗ 
ſters für Cultus und Unterricht vom 7. September 1885, Z. 16.337, demgemäß 
die hierortige Verordnung vom 23. Juli 1885, 8. 11.853 (Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnungsblatt ex 1885, Seite 171), womit der Gebrauch gegitterter (quadrirter) 
Schreibmaterialien in den Schulen verboten wird, erſt mit Beginn des Schul- 
jahres 1886 87 in Wirkſamkeit zu treten hat. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 1. October. 

XX. Stück. Ausgeg. am 15. October. — Nr. 36. Verordnung des Minis 
ſters für Cultus und Unterricht und des Finanzminiſters vom 30. September 
1885, 3. 1003, womit einige Beſtimmungen der Durchführungsverordnung vom 
2. Juli 1885, R. G. Bl. Nr. 99, zum Geſetze vom 19. April 1885, R. G. Bl. 
Nr. 47, betreffend die proviſoriſche Aufbeſſerung der Dotation der katholiſchen 
Seelſorgegeiſtlichkeit, abgeändert werden. — Nr. 37. Erlaß des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 30. September 1885, Z. 17.782, an den Landes⸗ 
ſchulrath für Böhmen, betreffend die Aufnahmsprüfungen für die Lehrer⸗ und 
Lehrerinnen-Bildungsanſtalten. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 1. November. — Nr. 38. Verordnung des 
k. k. Handelsminiſteriums vom 8. October 1885, 8. 20.189, betreffend die 
Portofreiheit der Correſpondenz der Schulausſchüſſe der gewerblichen Fort⸗ 
bildungsſchulen. Nr. 39. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 23. October 1885, 3. 18.439, an alle Landesſchulbehörden, betreffend die 
Stempelpflichtigkeit der Duplicate von Schulnachrichten, Jahres- und Entlaſſungs⸗ 
zeugniſſen der allgemeinen Volks- und der Bürgerſchulen. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 15. November. Nr. 40. Verordnung des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 31. October 1885, 3. 20.250, 
betreffend Abänderungen in den Zeugnißformularen der Lehrer- und Lehrerinnen⸗ 
Bildungsanſtalten. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 1. December. Nr. 41. Verordnung des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 13. November 1885, 8. 21.124, in 
Betreff der Heranbildung von Arbeitslehrerinnen für Volksſchulen. — Nr. 42. 
Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 11. November 1885, 
3. 18.517, an den Präſes der rechtshiſtoriſchen Staatsprüfungscommiſſion in 
Lemberg, betreffend eine Erläuterung der Miniſterialverordnung vom 1. Auguſt 
1885, 3. 13.996 über die Vornahme der theoretiſchen Staatsprüfungen. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 15. December. — Nr. 43. Abdruck von 
Nr. 99 R. G. Bl. — Nr. 44. Verordnung des Miniſters für Cultus und 
Unterricht vom 16. November 1885, Z. 21.320, betreffend die Ausgabe eines 
Verzeichniſſes der für den Unterricht an den gewerblichen Lehranſtalten zuläſſigen 
Lehrmittel. — Nr. 45. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 28. November 1885, Z. 22.131, in Betreff der Einreihung des 19. Novem- 
ber unter die Ferialtage der Volks- und Mittelſchulen. — Nr. 46. Erlaß des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 7. December 1885, 3. 19.713, an 
alle Landesſchulbehörden, in Betreff der Zuläſſigkeitserklärung der Lehrbücher 
für Volksſchulen. — Nr. 47. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 10. December 1885, 3. 1308 C. U M., an ſämmtliche Finanz⸗Landes⸗ 
directionen, womit der Erlaß des Finanzminiſteriums vom 15. Juli 1885, 
Z. 4181 ex 1884, betreffend den Vorgang bei Adjuſtirung von Reiſeparti⸗ 
cularien der Beamten zur Darnachachtung bekannt gegeben wird. 

Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs: 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 49. Ausgeg. am 2. Juli. — Ermächtigung der k. k. Aerarialpoſt⸗ 
ämter zur Umrechnung der Poſtanweiſungen im Verkehre mit dem Auslande. 
H. M. Z. 19.883 ex 1884. 22. Juni. Hinausgabe eines neuen Fahrpoſt⸗ 
tarifes „Bulgarien“. H. M. Z. 22.710. 27. Juni. — Aenderungen im Tele- 
graphentarife. H. M. Z. 19.843. 16. Juni. Poſtdampfſchiffverbindung 
zwiſchen Liverpool und der Weſtküſte von Afrika. H. M. Z. 22.425. 27. Juni. — 
Errichtung eines Poſtamtes in Hirſchbach. H. M. Z. 21.260. 24. Juni. — 
Wiedereröffnung des Fahrpoſtverkehres nach Spanien und Portugal auf dem 
Wege über Frankreich. H. M. Z. 22.210. 27. Juni. — Errichtung eines Poſt⸗ 
amtes in Cernozic⸗Häslavka. H. M. Z. 22.401. 30. Juni. 


Nr. 50. Ausgeg. am 6. Juli. — Fahr: und Frachtpreisermäßigung für 
active Staatsbedienſtete bei Reiſen auf den Linien der k. k. öſterreichiſchen 
Staatsbahnen. H. M. Z. 21.822. 21. Juni. 

Nr. 51. Ausgeg. am 7. Juli. Errichtung des ſchweizeriſchen Poſt⸗ 
bureau Wolfhalden. H. M. Z. 19.349. 27. Juni. Aenderungen im Stande 
der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. 
H. M. Z. 21.155. 27. Juni. 

Nr. 52. Ausgeg. am 8. Juli. — Ermächtigung des k. k. Poſt⸗ und 
Telegraphenamtes in Haida zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr 
als 200 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 22.929. 29. Juni. — 
Anrechnung der Zollgebühren für unbeſtellbare oder nachgeſendete Poſtpackele 
ſeitens der ſpauiſchen Poſtämter. H. M. Z. 22.536. 30. Juni. — Errichtung 
eines Poſtamtes in Zaleszany in Galizien. H. M. Z. 22.628. 3. Juli. 

Nr. 53. Ausgeg. am 13. Juli. — Verbot der Zeitſchrift „Ornogorka“. 
H. M. Z. 24185. 10. Juli. — Auflage neuer Blanquette für den Poſt⸗ 
anweiſungsverkehr der k. k. Poſtämter in der Türkei und Egypten. H. M. 
3. 14.164. 1. Juli. — Errichtung eines Aerarialpoſt- und Telegraphenamtes 
in Penzing bei Wien. H. M. Z. 21.359. 4. Juli. Ermächtigung des königl. 
ungariſchen Aerarialpoſtamtes in Rozsnyo (Roſenau, Gömörer Comitat) zur 
Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahmen 
bis 500 fl. H. M. Z. 23.236. 6. Juli. — Auflaſſung der Poſtſtation in Lobnig 
in Mähren. H. M. Z. 20.528. 7. Juli. 

Nr. 54. Ausgeg. am 16. Juli. Aenderung im Fahrpofttarife 
„Amerika“. H. M. Z. 22.621. 30. Juni. — Ermächtigung des Aerarialpoſt⸗ 
und Telegraphenamtes Penzing zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr 
als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 23.927. 
4. Juli. Poſtdampfſchiffverbindungen von Southampton nach Braſilien. 
H. M. Z. 23.830. 10. Juli. 

Nr. 55. Ausgeg. am 20. Juli. — Uebereinkommen mit Großbritannien 
wegen Einführung der Poſtauweiſungen. H. M. Z. 23.382. 14. Juli. 

Nr. 56. Ausgeg. am 22. Juli. — Zuläſſigkeit der Einfuhr von Tabak 
in Egypten. H. M. Z. 24.195. 11. Juli. — Auflaſſung der Poſtſtation Preſtice. 
H. M. Z. 20.289. 11. Juli. Poſtpackete (Colis postaux) nach Bulgarien. 
H. M. Z. 23.780. 13. Juli. 

Nr. 57. Ausgeg. am 23. Juli. Inſtruction für die k. k. Poſtämter 
aus Anlaß der Einführung des Poſtanweiſungsverkehres zwiſchen Defterreich- 
Ungarn und dem Vereinigten Königreiche von Großbritannien und Irland. 
H. M. 8. 25.086. 20. Juli. 

Nr. 58. Ausgeg. ant 24. Juli. — Einführung der Poſtanweiſungen im 
Verkehre zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn und Bulgarien. H. M. Z. 24.592. 22. Juli. — 
Einſtellung des Nettogewichtes der Poſtpackete in die Zolldeelarationen. H. M. 
3. 24.967. 17. Juli. — Aenderungen im Telegraphentarife. H. M. Z. 23.439. 
17 Juli. 

Nr. 59. Ausgeg. am 29. Juli. — Abſchaffung des Vermerkes: „laut 
Angabe“ oder „angeblich“ bei verſchloſſen aufgegebenen Geldbriefen im internen 
Fahrpoſtverkehre. H. M. Z. 25.926. 25. Juli. — Ermächtigung des k. k. Poſt⸗ 
und Telegraphenamtes Landeck zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr 
als 200 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 20.575. 17. Juli. — 
Beſchränkung in der Annahme telegraphiſcher Börſecurſe ꝛc. für bosniſch⸗herze⸗ 
gowiniſche Telegraphenſtationen. H. M. Z. 22.865. 17. Juli. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Finanzräthe Wilhelm Schlindenbuch und 
Martin Fiala zu Oberfinanzräthen der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Leiter des Gebührenbemeſſungs⸗ 
Amtes in Klagenfurt Joſeph Ozlberger den Titel und Charakter eines Ober⸗ 
finanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der Staatscentralcaſſe, Regierungs⸗ 
rathe Friedrich Kautsky taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Elaffe 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Polizeirathe der Wiener Polizeidirection 
Joſeph Lezak anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit aus⸗ 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem erſten Cuſtos der Hofbibliothek Dr. Fauſt 
Pachler anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſteoutrolor Joſeph Blaboll in Prag 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. n 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Director der uiederöſterreichiſchen 
Landes⸗Irrenanſtalt in Ybbs Dr. Johann Hornung das Ritterkreuz des 
Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 
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Seine Majeſtät haben den öſterreichiſchen Staatsangehörigen zu Panama 
Emil Demarteau zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den Haupteaffier Albert Grienberger zum 
Liquidator und die Adjuneten Johann Sedlmayr und Jakob Pitt! zu Haupt⸗ 
caſſieren ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den Adjuneten beim k. k. Miniſterialzahlamte 
Joachim Weber zum Hauptcaffier daſelbſt ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den proviſoriſchen Finanzrath Ludwig Herken 
zum definitiven und den Steuer⸗Oberinſpector Eduard Heutſchel zum provi⸗ 
ſoriſchen Finanzrathe, ferner die Steuerinſpectoren Alois Eder und Heinrich 


Grabner zu Steuer-⸗Oberinſpectoren bei den Steueradminiſtrationen in Wien 
ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Franz Zarli zum Steuer⸗ 
Oberinſpector der Finanz⸗Landesdirection in Trieſt ernannt. 


Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrevidenten der Forſt⸗ und 
Domänendirection in Wien Franz Neunteufel zum Rechnungsrathe der Forſt⸗ 
und Domänendirection in Gmunden ernannt. i 


Erledigungen. - 


Secundararztensſtelle in der niederöſterreichiſchen Landes⸗Irrenanſtalt zu 
Wien mit 600 fl. Jahreshonorar, Naturalwohnung und Verpflegung der erſten 
Claſſe, bis 10. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 170.) 


Diſtrictsarztensſtelle in Metnitz (Kärnten) mit 600 fl. Jahresremuneration, 
bis Ende Auguſt. (Amtsblatt Nr. 170.) 


Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in Stuhlfelden bei der k. k. Forſt⸗ 
und Domänendirection in Salzburg, bis 25. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 170.) 


Evidenzhaltungs⸗Obergeometersſtelle in der neunten Rangclaſſe in Tarno⸗ 
pol, eventuell eine Geometersſtelle erſter Claſſe in der zehnten Rangsclaſſe, 
beziehungsweiſe eine Geometersſtelle zweiter Claſſe in der eilften Rangsclaſſe, 
dann eine Evidenzhaltungs⸗Elevenſtelle mit 500 fl. jährlichem Adjutum für 
Galizien, bis Mitte Auguſt. (Amtsblatt Nr. 171.) 
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